Deutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudcsadie 1680 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Entschädigung ehe- 
maliger deutscher Kriegsgefangener (Kriegs- 
gefangenenentschädigungsgesetz — Kgf EG — ) 
vom 30. Januar 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 5) 
in der Fassung vom 12. Juni 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 143) wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für jeden Kalendermonat des Fest- 
haltens in ausländischem Gewahrsam — 
frühestens vom 1. Januar 1947 an — wird 
als Entschädigung ein Betrag von 30 Deut- 
sche Mark gewährt. Der Betrag erhöht sich 
für jeden Kalendermonat seit dem 1. Ja- 
nuar 1949 auf 60 Deutsche Mark und seit 


Bonn, den 16. September 1955 


dem 1. Juli 1952 auf 120 Deutsche Mark. 
Mit der Entschädigung sind etwa bestehende 
Ansprüche des Geschädigten wegen Frei- 
heitsentziehung und Arbeitsleistung im 
ausländischen Gewahrsam gegen die Bun- 
desrepublik abgegolten.'^ 

2. In § 4 Abs. 1 wird das Wort „fünf^' durch 
das Wort „drei^' ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl, I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 13. September 1955 
in Kraft. 


Dr. Berg 

Frau Dr. Dr. h. c. Lüders 

Dr. Stammberger 

Dr. Dehler und Fraktion 
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